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§365 StPO Allgemeine Bestimmungen

§ 365 StPO [Allgemeine Bestimmungen]
Die allgemeinen Vorschriften über Rechtsmittel gelten auch für den Antrag auf Wiederaufnahme des Ver­
fahrens.
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1 A. Grundsätzliches. Die Vorschrift erklärt die »allgemeinen Vorschriften über Rechtsmittel«, also die 
§§ 296 bis 303, auch für das Wiederaufnahmeverfahren für anwendbar. § 303 ist i.Rd. Wiederaufnahme­
verfahrens allerdings bedeutungslos, da die Entscheidung über Zulässigkeit und Begründetheit gern. §§ 367 
Abs. 2, 370 Abs. 1 ohne mündliche Verhandlung ergeht und nach dem Beschluss gern. § 370 Abs. 2 keine 
Rücknahme mehr möglich ist (s.u. Rdn. 7). Nach BGHSt 11,361,363 gelten darüber hinaus die Vorschriften 
über die Rechtsmittelbeschränkung (§§ 318, 327, 344 Abs. 1, 352 Abs. 1) entsprechend.

2 B. Die anwendbaren Vorschriften im Einzelnen. I. Antragsberechtigung (§§ 296 bis 298). Die Wieder­
aufnahme kann zunächst gern. §§ 365, 296 Abs. 1 von jedem (auch minderjährigen oder schuldunfähigen) 
Verurteilten beantragt werden. Auch Verhandlungsfähigkeit des Verurteilten ist richtigerweise nicht erforder­
lich (SK-StPO/Frister/Deiters § 361 Rn. 5; a.A. Meyer-Goßner^ 365 Rn. 2). Im Fall des Todes ergibt sich die 
Antragsberechtigung aus der Sonderregelung des § 361 Abs. 2 (vgl. dort). Der Antrag kann auch vom entspre­
chend bevollmächtigten gesetzlichen Vertreter (unbeschadet dessen eigener Antragsberechtigung gern. 
§ 298, s. Rdn. 4) gestellt werden. Weiterhin antragsberechtigt nach § 296 Abs. 1 ist die StA. Abs. 2 stellt klar, 
dass der Antrag auch zugunsten des Verurteilten gestellt werden kann.

3 Auch der Verteidiger des Verurteilten ist gern. §§ 365, 297 antragsberechtigt. Der Antrag darf nicht gegen 
den ausdrücklichen Willen des Verurteilten gestellt werden. Aus dieser ratio des § 297 folgt auch, dass der 
vom Verteidiger gestellte Antrag vom Verurteilten zurückgenommen werden kann (s. Wasserburg 1983, 236). 
Auch der Verteidiger selbst kann den Antrag zurücknehmen, allerdings gern. § 302 Abs. 2 nur mit ausdrück­
licher Ermächtigung durch den Verurteilten.

4 Ein selbstständiges Antragsrecht hat gern. §§ 365, 298 Abs. 1 der gesetzliche Vertreter. Er darf den Antrag 
auch gegen den ausdrücklichen Willen des Vertretenen stellen. Im Jugendstrafverfahren sind Erziehungs­
berechtigte, solange der Verurteilte noch nicht volljährig ist, gern. § 67 Abs. 3 JGG antragsberechtigt. Endet 
die gesetzliche Vertretung bzw. tritt Volljährigkeit vor dem Beschluss gern. § 370 ein, so ist das Verfahren als 
unzulässig zu verwerfen, sofern kein Eintritt des Verurteilten erfolgt (LR/Gössel^ 365 Rn. 6; a.A. Meyer-Goß- 
ner^ 365 Rn. 4: Einstellung des Verfahrens). Bei einem Wechsel des gesetzlichen Vertreters tritt dieser in das 
Verfahren ein (LR/Hanack § 298 Rn. 17). Eine Antragsfrist, die gern. § 298 vom gesetzlichen Vertreter ein­
zuhalten wäre, gibt es nicht (vgl. Vorbemerkungen, Rdn. 20).

5 II. Erleichterungen der Antragstellung (§§ 299 bis 300). Die Anwendbarkeit von § 299 Abs. 1 ermöglicht 
es dem inhaftierten Verurteilten, den Wiederaufnahmeantrag auch zu Protokoll der Geschäftsstelle des AG zu 
stellen, in dessen Bezirk sich die Anstalt befindet. Die Fristenregelung des § 299 Abs. 2 hat für das Wiederauf­
nahmeverfahren dagegen keine Bedeutung. Dem effektiven Rechtsschutz dient der ebenfalls für anwendbar 
erklärte § 300, wonach ein Irrtum des Antragstellers in der Bezeichnung des Rechtsmittels unschädlich ist. Ent­
scheidend ist allein, dass sein Wille zum Ausdruck kommt, eine Überprüfung der Verurteilung anzustreben.

6 III. Rechtsmittel der StA (§ 301). Nach § 301 kann nach jedem von der StA eingelegten Rechtsmittel, 
selbst wenn dies ausdrücklich zuungunsten des Verurteilten geschah, auch zugunsten des Verurteilten ent­
schieden werden. Die wohl herrschende Meinung bezieht diese Regelung allein auf eine neue Hauptverhand­
lung (Meyer-Goßner § 365 Rn. 5). Dabei wird aber übersehen, dass diese kein Abschnitt des Wiederaufnah­
meverfahrens ist, § 301 aber gern. § 365 ausdrücklich für »den Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens«
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gelten soll. Hinzu kommt, dass die Regelung ansonsten überflüssig wäre; denn dass in der neuen Hauptver­
handlung ganz unabhängig von Antragsteller und Antragsziel eine neue und eigenständige Entscheidung so­
wohl zugunsten als auch zuungunsten des Verurteilten getroffen werden kann, ist selbstverständlich. Ein sinn­
voller Anwendungsbereich der Verweisung ergibt sich daher erst dann, wenn man § 301 auf das Wiederauf­
nahmeverfahren selbst bezieht. Das bedeutet, dass ein Wiederaufhahmeantrag, der von der StA zuungunsten 
des Verurteilten eingelegt wurde, eine umfassende Überprüfung des Urteils eröffnet, auch im Hinblick auf 
möglicherweise bestehende Wiederaufnahmegründe gern. § 359 (vgl. BeckOK/Hoffmann-Holland § 365 
Rn. 9).

IV Zurücknahme und Verzicht (§ 302). Für die Zurücknahme und den Verzicht auf die Wiederaufnahme 7 
gilt grds. § 302 (vgl. dort). Allerdings sind gewisse Einschränkungen zu beachten, die den Besonderheiten des 
Wiederaufnahmeverfahrens geschuldet sind. So ist eine (auch nur teilweise) Zurücknahme des Wiederauf­
nahmeantrags zwar bis zur Entscheidung des Gerichts gern. § 370 oder § 371 möglich (KG JR 1984, 393); 
der Antrag kann in diesem Fall auch mit gleichem Inhalt wiederholt werden. Unwirksam ist dagegen ein Ver­
zicht auf das Wiederaufnahmerecht als solches (LRl Gössel § 365 Rn. 10), zumal es auch überindividuellen 
Zielen wie Rechtsstaatlichkeit und Gerechtigkeit dient (s.o. Vorbemerkungen, Rdn. 6 ff.). Erst recht ist 
eine Verwirkung des Wiederaufnahmerechts nicht möglich (vgl. Meyer-Goßner § 365 Rn. 6).
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